ARMUT – in allen ihren Facetten
I. Armut und ihre Erscheinungsformen
· Kein Geld für Essen und Zuzahlungen bei Untersuchungen, Medikamenten und Hilfsmitteln
· Kein Geld für Miete
· Kein Geld für Teilhabe (Fahrkarten, Eintritt für Kino, Museen, Theater)
· Die Folgen > häufigere Krankheiten – sozialer Rückzug und Isolation
II.  Armut: Fakten
· Armutsgefährdungsquote > 60% des Medianeinkommens
· 2025 gelten 13,3 Millionen Menschen als armutsgefährdet > 16,1 % der Bevölkerung
· Besonders Betroffene:
· Alleinlebende (30,9%), Alleinerziehende(28,7%), Nichterwerbstätige(33,8%),Arbeitslose(64,9%), Menschen im Ruhestand(19,1%)
III.  Armut im Alter
· Das Rentenniveau nimmt ab und wird auch weiterhin sinken!
· Aktuell liegt es bei 48%
· 1990: bei 55%
· Aktuelle Berechnungen: im Jahr 2032 > 44,9%
IV.  Frauen und Rente
· Frauen haben viel seltener als Männer Anspruch auf betriebliche Altersvorsorge
· Frauen leisten im Schnitt/Woche 30 Stunden unbezahlte Sorgearbeit
· Frauen arbeiten häufig garnicht oder in Teilzeit, weil sie den Großteil der Sorgearbeit, also Kindererziehung und Pflege von Angehörigen übernehmen.2024 leisteten Frauen täglich 79 Minuten mehr Sorgearbeit als Männer. Das ist ein Unterschied von 44,3%. Diese Lücke wird Gender Care Gap genannt.
· Minijobs sind kein sozialversicherungspflichtiges Versicherungsverhältnis und bieten neben dem geringen Lohn kaum soziale Absicherung.
· Am Ende einer weiblichen Erwerbsbiographie stehen viele Zeiten von Teilzeitarbeit, geringfügiger Beschäftigung und Sorgearbeit. Dies alles bedeutet eine geringe Rente.
· Rentnerinnen bekamen im Jahr 2024 durchschnittlich bundesweit 1.394 Euro
Brutto Renten, Rentner im Durchschnitt 1.809 Euro.
V.   Armut im Alter: Schwerbehinderung
· Krankheiten und Behinderungen können große Kostenfaktoren sein. Zuzahlungen zu Medikamenten, Fahrtkosten zu Ärzt:innen, benötigte Hilfsmittel, die Pflege-oder Krankenkasse nicht übernehmen sind Kostentreiber, die aus eigener Tasche bezahlt werden müssen.
VI.   Armut trotz Erwerbstätigkeit
· Im April 2024 arbeiteten in Hessen rund 479 000 Beschäftigte im Niedriglohnsektor, davon 255 000 Frauen und 223 000 Männer.
· Überdurchschnittlich betroffen sind Frauen: 17,2% von ihnen verdienen weniger als 13,04 Euro/Stunde; bei den Männern 13,6%.
VII.   Kinderarmut
· In Hessen (2023) erhielten 62.131 Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung und Teilhabe nach dem 3. Kapitel SGB XII.
· Davon waren 41.005 Kinder im Alter von 6-14 Jahren.
· Unklar ist, wieviele dieser Kinder auch Leistungen für Bildung und Teilhabe nach SGB II, insbesondere die monatlichen 15 Euro für Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben, erhalten haben.
· Jeder vierte Minderjährige ist auf Sozialleistungen angewiesen.
· 2025 leben 1.810.000 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren vom Bürgergeld (Grundsicherung nach Sozialgesetzbuch II/SGB II).
· Im Juni bekamen „etwa 1,3 Millionen“ Minderjährige den sogenannten Kinderzuschlag.
VIII.   Armut und Pflege
· Häusliche Pflege > 5,7 Millionen Pflegebedürftige, 4,9 Millionen werden zuhause gepflegt (86%). Die häusliche Pflege ist am Limit, da sich die Angehörigen oft allein gelassen fühlen. Jeder 5. Pflegende Angehörige ist armutsgefährdet. Ein Pflegelohn oder eine Lohnersatzleistung würden das Armutsrisiko reduzieren.
· Stationäre Pflege > Die Eigenanteile in der stationären Pflege steigen stark> ab 2026 > 3.245 Euro. Der sogenannte „einrichtungseinheitliche Eigenanteil“ muss von den Bewohner:innen des Pflegeheims selbst gezahlt werden. Seit dem 1.1.2022 beteiligt sich die Pflegeversicherung bei Pflegebedürftigen mit Pflegegrad 2-5 mit einem zusätzlichen Leistungszuschlag an den Pflegekosten. Dieser richtet sich nach der Aufenthaltsdauer und liegt zwischen 15% und 75%.
· Ausbildungskosten > Pflegeheime, die Azubis beschäftigen, können die Bewohner:innen an den Kosten der Altenpflegeausbildung beteiligen. Diese können zwischen 30 und 60 Euro/Monat betragen.
· Reichen Rente, monatliches Einkommen sowie Ersparnisse nicht aus, springt der Sozialhilfeträger ein.
IX.   Forderungen des VdK
· Solidarische Pflegeversicherung, in die alle Bürger:innen einzahlen.
· Regelmäßige Anpassung der Pflegeversicherungsleistungen an die Kostensteigerungen.
· Ausbau der Entlastungsangebote für pflegende Angehörige.
· Einführung von Lohnersatzleistungen, um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu unterstützen.
· Bessere Arbeitsbedingungen für Pflegekräfte.
· Dazu gehören: Schaffung eines positiven Arbeitsumfelds um die Motivation zu erhöhen, die Sicherstellung der Qualität der Pflege durch regelmäßige Überprüfungen in Einrichtungen.
X.   Input VdK
· Pflegelohn für pflegende Angehörige
· Rentenversicherungsbeiträge für Pflegezeit erhöhen
· Mehr Plätze in der Tages-,Kurzzeit-und Verhinderungspflege
· Zuverlässige Begleitung und gute Beratung in allen Kommunen
· Soziale Einbindung im Quartier fördern > Nachbarschaftshilfe, Quartiersarbeit z.B.
· Lohnersatz für pflegende Angehörige für die Dauer der Pflege
· Pflegevollversicherung, die stationär und ambulant die Kosten für Pflege abdeckt.
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